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der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 8. November 1991 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Republik Polen 

über die Binnenschiffahrt 


A. Zielsetzung 

Mit dem am 8. November 1991 Unterzeichneten Abkommen soll der 
deutsch-polnische Binnenschiffsverkehr, einschließlich des Verkehrs 
auf den gemeinsamen Grenzflüssen, auf eine vertragliche Grundlage 
gestellt werden. Das Abkommen gibt der Binnenschiffahrt und der 
verladenden Wirtschaft der beiden Seiten bessere Möglichkeiten bei 
der Nutzung der Binnenwasserstreißen. Zwei Binnenschiffahrts- 
abkommen der ehemaligen DDR mit Polen von 1969 und 1971, die 
aufgrund des Einigungsvertrages noch angewendet werden, treten mit 
Inkrafttreten dieses Abkommens außer Kraft. 

B. Lösung 

Das am 8. November 1991 Unterzeichnete Abkommen trifft die 
erforderlichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz nach 
Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes sollen die innerstaatlichen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) - 930 00 - Bi 16/92 Bonn, den 15. Juni 1992 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 8. November 1991 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik 
Polen über die Binnenschiffahrt mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 643. Sitzung am 5. Juni 1992 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 8. November 1991 
zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über die Binnenschiffahrt 

Vom 1992 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 8. November 1991 Unterzeichne- 
ten Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Binnenschiffahrt sowie dem dazugehörigen Proto- 
koll vom selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen 
sowie das Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsel- 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 15 Abs. 3 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver- 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun- 
gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die vom Gemischten Ausschuß vorgeschlagenen Min- 
dest-ZHöchstfrachten müssen nach Genehmigung inner- 
staatlich in einer der Rechtsstaatllchkeit genügenden Form 
umgesetzt werden. 

Zu Artikel 3 

Mit dieser Regelung wird ein Verbot für Umgehungs- 
geschäfte begründet. 


Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 
des Artikels 3 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 in Kraft gesetzten 
Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 

Artikel 5 

Verwaltungsbehörde Im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 21 Abs. 2 sowie das Protokoll In Kraft treten, ist Im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Zu Artikel 4 

Um eine Beachtung der vom Bundesminister für Verkehr 
erlassenen Mindest-ZHöchstfrachten sicherzustellen, er- 
scheint es geeignet, erforderlich und verhältnismäßig, eine 
Bußgelddrohung nicht nur für die unmittelbaren Vertrags- 
kontrahenten, sondern auch für die Vermittler und Erfül- 
lungspersonen zu schaffen. In Anlehnung an § 36 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes, der die Verstöße gegen 
die für Innerstaatliche Transportleistungen festgesetzten 
Frachtentgelte als Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 3 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 festschreibt, wurde hier 
ebenso verfahren. Damit wird erreicht, daß auch Verstöße 
gegen die für den deutsch-polnischen Wechselverkehr 
vom Bundesminister für Verkehr erlassenen Mindest-Z 
Höchstfrachten mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark geahndet werden können. 


5 



Dmcksache 12/2805 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Zu Artikel 5 

Dieser Artikel regelt, welche Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion bei Verfahren nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz 
zuständig ist. Diese Regelung ist mit § 39 Abs. 1 des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes identisch. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder- 
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 Ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 21 Abs. 2 sowie das Protokoll in Kraft 
treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 


Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, ins- 
besondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch 
das Gesetz und das Abkommen nicht zu en^^arten. Die in 
dem Abkommen vorgesehenen Mindest-ZHöchstfrachten 
werden Im Gemischten Ausschuß, in dem Vertreter des 
Bundesministers für Verkehr, der Binnenschiffahrt und der 
verladenden Wirtschaft sitzen, vereinbart, so daß eine 
Ausgewogenheit der Frachten gewährleistet ist. Mögliche 
Preiserhöhungen lassen sich im voraus nicht quantifizie- 
ren. Selbst wenn sich aus Kostengründen in der Zukunft 
die Notwendigkeit von Frachterhöhungen ergeben sollte, 
dürften sich solche Erhöhungen vom Umfang her wegen 
des Wettbewerbs zu den anderen Verkehrsträgern in sol- 
chen Grenzen halten, daß Auswirkungen auf das Preis- 
niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, aus 
heutiger Sicht kaum zu erwarten sind. Im übrigen kann 
erwartet werden, daß der mit dem Abkommen ermöglichte 
Einsatz des kostengünstigen Verkehrsträgers Binnenschiff 
sich vorteilhaft auf das Verbraucherpreisniveau auswirken 
wird. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Republik Polen 
über die Binnenschiffahrt 

Umowa 

mi^zy Rz^dem Rzeczypospolitej Polskiej 
a Rz^dem Republiki Federalnej Niemiec 
0 zegludze ^rödls^dowej 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Republik Polen - 

von dem Wunsch geleitet, den Schiffsverkehr auf den Wasser- 
straßen beider Vertragsparteien weiter zu entwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) sowie der Dokumente der 
KSZE-Folgetreffen, insbesondere der darin enthaltenen Bestim- 
mungen über die Entwicklung des Verkehrswesens, 

auf der Grundlage des Vertrags vom 14. November 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik 
Polen über die Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden 
Grenze sowie des Vertrags vom 17. Juni 1991 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über gute 
Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit - 


haben folgendes vereinbart: 

Abschnitt I 
Bestimmungen 

für die Schiffahrt auf den Wasserstraßen 
beider Vertragsparteien 

Artikel 1 

im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) „Deutsche Schiffe“: die in einem deutschen Binnenschiffsregi- 
ster eingetragenen Binnenschiffe , mit denen Personen- und/ 
oder Güterverkehr dort, wo sie registriert sind, ohne beson- 
dere Fahrterlaubnis betrieben werden kann; 

b) „Polnische Schiffe“: Binnenschiffe, die in einem Verwaltungs- 
register polnischer Binnenschiffe eingetragen sind, mit denen 
Personen- und/oder Güterverkehr betrieben werden kann; 

c) „Trägerschiffsleichter“: Schiffe nach Buchstaben a oder b, die 
unbemannte und nichtmotorisierte Leichter und auch für die 
Beförderung an Bord eines Seeschiffes gebaut sind; 

d) „Sportfahrzeuge“: Fahrzeuge, die für Sport- und Erholungs- 
zwecke verwendet werden; 

e) „Schiffahrtsunternehmen“: schiffahrttreibende Unternehmen 
oder Unternehmer, die ihren ständigen Firmen- oder Wohnsitz 
im Hoheitsgebiet einer der beiden Vertragsparteien haben; 


Rzqd Rzeczypospolitej Polskiej 
i 

Rz€|d Republiki Federalnej Niemiec 

kieruj€^c siq zyczeniem dalszego rozwijania zeglugi na drogach 
wodnych obu Umawiaje^cych siq Stron, 

maj^c na uwadze Akt Koricowy Konferencji Bezpieczeristwa i 
Wspölpracy w Europie (KBWE) oraz dokumenty nast^pnych spot- 
kari KBWE, a w szczegötnosci zawarte w nich postanowienia 
dotyczs^ce rozwoju transportu, 

na podstawie Traktatu z dnia 14 listopada 1990 roku mi^zy 
Rzeczäpospolitq Polsk£( a Republik^ Federalnq Niemiec o po- 
twierdzeniu istniej£(cej miedzy nimi granicy, 

oraz Traktatu z dnia 17 czerwca 1991 roku miqdzy Rzecz^s- 
polit^ Polsk^ a Republik^ Federaln^ Niemie o dobrym s^siedztwie 
i przyjaznej wspötpracy, 

uzgodnily, co nast^uje: 

Rozdzial I 
Postanowienia 

o Zegludze na drogach wodnych 
obu Umawiajetcych siQ Stron 

Artykul 1 

W rozumieniu niniejszej Umowy okreälenie: 

a) “statki niemieckie” oznacza statki zeglugi äröd^dowej wpl- 
sane do niemieckiego rejestru statköw zeglugi ärödl^dowej, 
ktörymi mogq byö wykonywane przewozy pasazerskie i/lub 
towarowe bez specjalnego zezwolenia tarn, gdzie se^ one 
zarejestrowane; 

b) “statki polskie” oznacza statki zeglugi ärödle|dowej wpisane do 
rejestru administracyjnego polskich statköw zeglugi örödl£|do- 
wej, ktörymi mog^ byö wykonywane przewozy pasazerskie i/ 
lub towarowe; 

c) “statki bez nap^u” oznacza statki okreölone w literach a lub b 
bez zaiogi i bez napqdu, a takze statki przeznaczone do 
przewozu na pokladzie statköw morskich; 

d) “Sportowe jednostki pfywaj^ce“ oznacza statki przeznaczone 
do celöw sportowych i rekreacyjnych; 

e) “przedsie.biorstwa zeglugowe“ oznacza przedsiqbiorstwa lub 
przedsiqbiorcöw uprawiaj^cych zegluge^, maj^cych stala^ sle- 
dzlbe^ firmy lub miejsce stalego zamieszkania na terytorium 
jedne] z obu Umawiaj^cych sie, Stron; 
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f) „Zuständige Behörden“: der Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland und der Minister für Transport 
und Seewirtschaft der Republik Polen, soweit sie sich nicht 
gegenseitig andere Behörden oder Stellen als zuständig mit- 
teilen; 

g) „Häfen“: die Häfen sowie die amtlich genehmigten Umschlag- 
stellen und Anlegestellen der Personenschiffahrt in den 
Hoheitsgebieten der Vertragsparteien. 

Artikel 2 

(1) Deutsche Schiffe dürfen die polnischen Wasserstraßen und 
polnische Schiffe die deutschen Wasserstraßen nach Maßgabe 
der Artikel 3 bis 6 befahren sowie die Häfen und amtlich zugelas- 
senen Liegestellen benutzen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den Transport von schwim- 
menden Geräten und Schwimmkörpern sowie für das Überführen 
von Schiffsneubauten. 

Artikel 3 

(1) Deutsche und polnische Schiffe dürfen Personen und/oder 
Güter zwischen deutschen und polnischen Häfen über die sie 
verbindenden Wasserstraßen befördern (Wechselverkehr). 

(2) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsunternehmen beider 
Seiten im Jahresverlauf kontinuierlich je zur Hälfte am Ladungs- 
aufkommen zu beteiligen. Die Aufteilung erfolgt auf der Basis der 
Ladungstonnen. Soweit die Schiffahrtsunternehmen einer Seite 
nicht in der Lage sind, ihren Anteil zu befördern, haben sie 
zunächst diese Menge den Schiffahrtsunternehmen der anderen 
Seite ohne Anrechnung auf deren Quote zur Beförderung anzu- 
bieten. 

(3) Auf Antrag der zuständigen Behörde einer Vertragspartei 
sind auf Vorschlag des Gemischten Ausschusses wirtschaftlich 
auskömmliche Mindest-ZHöchstfrachten und die mit ihnen zusam- 
menhängenden Bedingungen verbindlich zu vereinbaren. 

(4) Andere als die in Artikel 1 Buchstaben a und b genannten 
Schiffe werden zur Teilnahme am Wechselverkehr zwischen den 
Häfen beider Seiten nur soweit zugelassen, als dies auf Vorschlag 
des Gemischten Ausschusses vereinbart wird. Die Teilnahme 
dieser Schiffe am Wechselverkehr geht zu Lasten der Quote der 
abgebenden Seite. 

Artikel 4 

(1) Deutsche und polnische Schiffe dürfen Personen und/oder 
Güter durch das Hoheitsgebiet der jeweils anderen Vertragspartei 
befördern (Transitverkehr). 

(2) Auf Antrag einer Vertragspartei kann von den zuständigen 
Behörden auf der Grundlage eines Vorschlags des Gemischten 
Ausschusses eine quotenmäßige Beteiligung der Schiffahrtsun- 
ternehmen beider Selten am Güten/erkehr nach Absatz 1 verein- 
bart werden. Dies hat insbesondere dann zu erfolgen, wenn die 
Schiffe einer Seite von diesem Güterverkehr ausgeschlossen 
werden. 

Artikel 5 

Deutsche und polnische Schiffe dürfen Personen und/oder 
Güter zwischen einem Hafen in dem Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei und einem Hafen in einem dritten Staat und umge- 
kehrt (Drittlandverkehr) nur aufgrund einer besonderen Erlaubnis 
der jeweils zuständigen Behörde befördern. Polnischen Schiffen 
ist die Erlaubnis dann zu erteilen, wenn auf dem direkten Rück- 
weg von einer Transitfahrt zwischen dem Staat, in den die Transit- 
fahrt geführt hatte und der Bundesrepublik Deutschland Güter 
befördert werden sollen. 

Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen im Hoheitsgebiet der jeweils anderen Vertragspartei (Kabo- 
tage) ist nur aufgrund einer besonderen Erlaubnis der zuständi- 
gen Behörde gestattet. 


f) “wlaäciwe wladze” oznacza w odnieslenlu do Rzeczypospoli- 
tej Polskiej, Ministra Transportu i Gospodarki Morskiej a w 
odniesienlu do Republikl Federalnej NIemlec, Federalnego 
Ministra Komunikacji, chyba ze wymienleni Ministrowie zawia- 
domiq slq wzajemnie o wyznaczeniu innych wtaäciwych orga- 
nöw lub jednostek; 

g) “porty” oznacza porty oraz urzqdowo uznane przefadownie i 
przystanie zeglugi pasazerskiej na terytoriach obu Umawiajq- 
cych siq Stron. 

Artykut 2 

1 . Statki polskie mogq korzystaö z niemieckich drög wodnych, a 
statkl niemieckie z polskich drög wodnych, stosownie do postano- 
wieri artykutow od 3 do 6, a takze korzystaö z portöw j urzqdowo 
dopuszczonych miejsc postoju. 

2. Ustqp 1 ma odpowiednie zastosowanie do transportu urzq- 
dzeri I obiektöw ptywajqcych oraz przeprowadzania nowo zbudo- 
wanych statköw. 

Artykul 3 

1. Statkl polskie i niemieckie mogq przewoziö osoby i/lub 
ladunki miqdzy polskimi i niemieckimi portami na tqczqcych je 
drogach wodnych (przewozy wzajemne). 

2. W przewozach wzajemnych przedsiqbiorstwa zeglugowe 
obu Stron powinny uczestniczyö suskcesywnie w ciqgu roku po 
pofowie w podazy fadunköw. Podziat nastqpuje na podstawie 
tonazu fadunköw. Jezeli przedsiqbiorstwa zeglugowe jednej 
Strony nie sq w stanle przewiezö czqäcl swego tadunku, powinny 
one w pierwszej kolejnoäci zaoferowaö tq czqöö przedsiqbiors- 
twom zeglugowym drugiej Strony bez zaiiczania tej czqäci 
tadunku do kwoty drugiej Strony. 

3. Na wniosek wtaöciwych wtadz jednej z Umawiajqcych siq 
Stron bqdq wiqzqco uzgadniane propozycje Komisji Mieszanej 
dotyczqce ekonomicznie uzasadnionych minimainych i maksy- 
malnych stawek frachtowych i zwiqzanych z nimi warunköw. 

4. Inne statki, niz okreölone w artykule 1 litery a i b, bqdq 
dopuszczone do udziafu w przewozach wzajemnych miqdzy por- 
tami obu Stron tylko w przypadku uzgodnienia tego na propozycjq 
Komisji Mieszanej. Udziat tych statköw w przewozach wzajem- 
nych wlicza siq do kwoty Strony oddajqcej. 


Artykut 4 

1. Statki polskie i niemieckie mogq przewoziö osoby i/lub 
tadunki przez terytorium drugiej Umawiajqcej siq Strony (prze- 
wozy tranzytowe). 

2. Na wniosek jednej z Umawiajqcych siq Stron moze byö 
uzgodniony przez wtaödwe wtadze, na podstawie propozycji 
Komisji Mieszanej, iioöciowy udziat przedsiqblorstw zeglugowych 
obu Stron w przewozach fadunköw stosownie do ustqpu 1 . Ma to 
zastosowanie w szczegölnoöcl, gdy statki jednej Strony zostanq 
wytqczone z przewozu tych fadunköw. 

Artykut 5 

Statki polskie I niemieckie mogq przewoziö osoby i/lub tadunki 
miqdzy portem na terytorium drugiej Umawiajqcej siq Strony a 
portem w paristwie trzecim i w kierunku odwrotnym tylko na 
pcKlstawie odrqbnego zezwolenia wtaöciwej wtadzy (przewozy do 
krajöw trzecich). Po wykonanlu rejsu tranz^owego, statkom pols- 
kim nalezy udzieliö zezwolenia, jezeli ma byö przewieziony tadu- 
nek do Republik! Federalnej Niemiec w bezpoäredniej drcxJze 
powrotnej z rejsu tranzytowego z paristwa, do ktörego prowadzit 
ten rejs tranzytowy. 

Artykut 6 

Przewöz osöb i/lub fadunköw miqdzy portami potozonymi na 
terytorium drugiej Umawiajqcej siq Strony dozwolony jest tylko na 
podstawie specjalnego zezwolenia wtaöciwej wtadzy (kabotaz). 
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Artikel 7 

(1) Die Schiffe, ihre Besatzungen, ihre Fahrgäste und ihre 
Ladungen unterliegen den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, 
deren Binnenwasserstraßen befahren werden. 

(2) Für die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen - ausge- 
nommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen - werden die 
zuständigen Behörden gegen Vorlage der in dem Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei erworbenen Urkunden und Bescheini- 
gungen, die sich auf das Schiff, seine Besatzung und Ladung 
beziehen (z. B. Schiffsattest und Schifferpatente), die in ihrem 
Staat vorgeschriebenen Urkunden und Bescheinigungen ausstel- 
len. Voraussetzung dafür ist, daß die Urkunden und Bescheini- 
gungen in dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei unter Bedin- 
gungen erteilt worden sind, die den im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei geltenden Vorschriften genügen. 

Artikel 8 

Schiffe dürfen gefährliche Güter nur dann befördern, wenn sie 
hierfür das für die jeweilige Wasserstraße vorgeschriebene gültige 
Zulassungszeugnis besitzen. 

Artikel 9 

Jede Vertragspartei wird die Schiffe der anderen Seite bei 
Inanspruchnahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 gewährten 
Verkehrsrechte ebenso behandeln wie Schiffe der eigenen Seite; 
das gilt insbesondere bei: 

a) der Erhebung öffentlicher Schiffahrts- und Hafenabgaben; 

b) der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Liegestellen, 
Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) der Abfertigung durch die zuständigen Behörden; 

d) der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 

Artikel 10 

Jede Vertragspartei gewährt den Schiffen der anderen Seite 
hinsichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten Mund- 
und Schiffsvorrats die gleiche Behandlung wie Schiffen der eige- 
nen Seite. Entsprechendes gilt für die auf den Schiffen zu verwen- 
denden Treib- und Schmierstoffe. 

Artikel 11 

(1) Die Schiffahrtsunternehmen beider Seiten dürfen im 
Hoheitsgebiet der jeweils anderen Vertragspartei unter Beach- 
tung des dort geltenden Rechts und nach Genehmigung durch die 
zuständige Behörde auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Agen- 
turen zur Betreuung von Schiffen und Besatzungen errichten. Die 
Tätigkeit bestehender Agenturen wird nicht berührt. 

(2) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Selten können miteinan- 
der Vereinbarungen über die betriebliche, technische und kom- 
merzielle Zusammenarbeit treffen. 

Artikel 12 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Schiffahrtsuntemehmen 
der anderen Seite den freien Transfer ihrer Erträge. Der Transfer 
erfolgt unverzüglich zu dem jeweils gültigen Wechselkurs. 

Artikel 13 

(1) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe gemäß Artikel 1 Buch- 
staben a und b benötigen zum Grenzübertritt ein Reisedokument 
und, soweit erforderlich, eine Aufenthaltsgenehmigung in Form 
des Sichtvermerks (Visum). 

(2) Auf den Güterschiffen dürfen sich grundsätzlich nur Besat- 
zungsmitglieder befinden. Auf Personen- und Güterschiffen kön- 
nen zusammen mit den Besatzungsmitgliedern auch deren Ehe- 
gatten und deren unverheiratete minderjährige Kinder ein- und 
ausreisen, wenn sie im Besitz des in Absatz 1 genannten Doku- 


Artykul 7 

1 . Statki, ich zafogi, pasazerowie i fadunki podlegajst przepisom 
prawnym UmawlajE^cej si^ Strony, na ktörej ärödladowych dro- 
gach wodnych znajdujst siq. 

2. W celu wykonywania zeglugi na ärödlstdowych drogach wod- 
nych - z wyjEttklem Renu, Mozeli 1 morskich drög wodnych - 
wtaäciwe wiadze bqdg^ wystawialy wymagane w Ich Paristwie 
dokumenty i äwiadectwa na podstawie dokumentöw i äwiadectw 
dotyczEtcych statku, jego zaiogi I tadunku (np. äwiadectwo zdol- 
noäci zeglugowej statku i patenty zeglarskie) wydanych na teryto- 
rium drugiej Umawiajstcej siq Strony. Warunkiem powyzszego 
jest, aby dokumenty I äwiadectwa wystawione na terytorium jed- 
nej Umawiajstcej siq Strony spefniaiy wymagania przepisöw obo- 
wie^zujs^cych na ter^orium drugiej Umawiajstcej s\q Strony. 


Artykut 8 

Statki mogst przewoziö tadunki niebezpieczne tylko wöwczas, 
gdy posiadajst wymagane na danst drogq wodns^ wazne äwia- 
dectwo przewidziane przepisami. 

Artykut 9 

Kazda z Umawiajstcych siq Stron b^dzie traktowaö statki drugiej 
Strony przy korzystaniu z przyznanych im na podstawie artykutöw 
od 2 do 6 praw przewozowych tak samo, jak statki swojej Strony, 
dotyczy to w szczegölnoäci: 

a) pobierania publicznych optat zeglugowych I portowych; 

b) korzystania z publicznych urzs^dzeri portowych, postojowych, 
sluz 1 podobnych urzs^dzeri zeglugowych; 

c) odprawy przez wtaäciwe wtadze; 

d) zaopatrywania w materiaty p^ne i smary. 

Artykut 10 

Kazda Umawiajstca siq Strona zapewnia statkom drugiej Strony 
takle samo traktowanie celne przewozonych na statku zapasöw 
statkowych I zywnoäci jak statkom swojej Strony. Dotyczy to 
odpowiednio materiatow pqdnych i smaröw przeznaczonych do 
zuzycia na statkach. 

Artykut 11 

1. Przedsiqbiorstwa zeglugowe obu Stron mogst tworzyö na 
zasadzie wzajemnoäci przedstawicielstwa na terytorium drugiej 
Umawiajstcej si^ Strony z zachowaniem obowietzujs^cego tarn 
prawa oraz po uzyskaniu zezwolenia wtaäciwej wtadzy w celu 
sprawowania opieki nad statkami i zatogami. Dziatalnoäö istniejst- 
cych przedstawicielstw nie ulega zmianle. 

2. Przedsi^iorstwa zeglugowe obnu Stron moget zawieraö 
mi^zy sobst porozumienia o wspötpracy eksploatacyjnej, tech- 
nicznej i handlowej. 

Artykut 12 

Kazda Umawiajstca si^ Strona zapewnia przedsiqbiorstwom 
zeglugowym drugiej Strony swobodny transfer ich zysköw. Trans- 
fer nastQpuje niezwtocznie wedtug kazdorazowo obowieizujgtcego 
kursu wymiany. 

Artykut 13 

1 . Cztonkowie zatög statköw wymienionych w artykule 1 litery a 
i b powinni posiadaö dokument podrözy przy przekraczaniu gra- 
nicy oraz jezeli jest to wymagane, takze zezwolenie na pobyt w 
formie wizy. 

2. Na statkach towarowych mogst przebywaö w zasadzie tylko 
cztonkowie zatög. Na statkach pasazerskich I towarowych mogat 
podrözowaö wraz z cztonkami zatög matzonkowie oraz ich mato- 
letnie dzieci stanu wolnego, jezeli posiadajat dokumenty podrözy 
wymienione w ust^pie 1 , oraz wiz^, gdy jest wymagana. Dzieci w 


9 



Drucksache 12/2805 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


ments und, soweit erforderlich, eines Sichtvermerks sind. Kinder 
unter 16 Jahren können im Reisedokument eines ihrer Ettemteile 
eingetragen werden. 

(3) Sämtliche in den Absätzen 1 und 2 aufgeführten Personen 
an ^rd müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(4) Beide Vertragsparteien tauschen Muster der in Absatz 1 
genannten Reisedokumente aus. 

(5) Soweit Rechtsvorschriften einer Vertragspartei über Ein- 
reise und Aufenthalt von Ausländem günstigere Regelungen ent- 
halten, gehen diese vor. 

Artikel 14 

(1) Die Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen bei 
Tag und Nacht stiliiegen: 

a) im Lade- und Löschhafen; 

b) in Häfen auf der Fahrtstrecke einschließlich der Grenzhäfen; 

c) an den durch die Verkehrsordnung zugelassenen Stellen auf 
der Fahrtstrecke, 

soweit die Zollbehörden nicht besondere Anlegestellen bestimmt 
haben. 

(2) Im Fall einer Havarie, eines Unfalls, einer schweren Krank- 
heit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, die die 
Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an jeder geeig- 
neten Stelle anlegen. In solchen Fällen hat der Schiffsführer oder 
eine von ihm bevollmächtigte Person umgehend die nächste 
Grenz-, Zoll- oder Polizeibehörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden beider Vertragsparteien leisten 
bei Havarien oder Unfällen, an denen Schiffe oder Personen der 
anderen Seite beteiligt sind, die notwendige Hilfe. Dies gilt auch 
bei Erkrankungen, die sofortige ärztliche Hilfe erfordern. 

(4) Bei schweren Havarien oder Unfällen von Schiffen oder 
Personen einer Seite auf dem Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei wird die Vertragspartei, auf deren Hoheitsgebiet die- 
ses Ereignis geschehen ist, unverzüglich die andere Vertragspar- 
tei davon verständigen, die erforderlichen Maßnahmen für die 
Untersuchung der Ursachen des Ereignisses treffen sowie die 
andere Vertragspartei über die Ergebnisse unterrichten und die 
Protokolle, die für die Schadensregulierung erforderlich sind, 
übermitteln. 


wieku ponizej 16 lat mog^t byö wptsane do dokumentu podrözy 
Jednego z rodzicöw. 

3. Wszystkie osoby wymienione w ust^pach 1 i 2, przebyweyqce 
na statku, musz^t byö wpisane do listy zaiogi. 

4. Obie Umawtayqce siq Strony wymieni^ wzoiy dokumentöw 
podrö^ okreälonych w ustqpie 1. 

5. Jezell przepisy prawne jednej Umawle^cej siq Strony zawie- 
raj€^ korzystniejsze postanowienia dotycz^ce wjazdu i pobytu 
otxokrajowcöw, ma]€^ wöwczas one pierwszehstwo. 

Artykuf 14 

1 . Statki obu Stron mogq zatrzymywaö siq w dzieh I w nocy w 
nast^puj^cych miejscach: 


b) w portach na trasie przejazdu t^cznie z portami granicznymi, 

c) w miejscach dozwolonych przepisami o ruchu statköw na 
trasie przejazdu, 

jezeli wtadze celne nie okreslify specjainych miejsc postoju. 

2. W przypadku awarii, nieszcz^liwego wypadku, powaznej 
choroby osoby przebywaj€|cej na statku albo z innych przyczyn, 
ktöre uniemoziiwiajq kontynuowanie rejsu, statki mogs^ zatrzymy- 
waö si^ w kazdym miejscu nadajqcym si^ do tego celu. W takich 
przypadkach kierownik statku lub upowazniona przez niego 
osoba powinna niezwtocznie powiadomiö najbiizsza^ jednostkq 
graniczn^ celn^ lub policyjna^. 

3. Wtaäciwe wtadze obu Umawiajqcych siq Stron udzielaj^ 
niezbqdnej pomocy w przypadku awarii lub nieszczqsliwych 
wypadköw, w ktörych uczestniczq statki lub osoby drugiej Strony. 
Dotyczy to takze zachorowah wymagajs^cych natychmlastowej 
pomocy lekarskiej. 

4. W przypadku powaznych awarii lub wypadköw dotyczqcych 
statköw lub osöb jednej Strony na terytorium drugiej Umawiaj^cej 
siq Strony, Umawlaja^ca siq Strona, na terytorium ktörej nasts^pito 
takie zdarzenie zawiadamia niezwtocznie o tym druga^ Umawiajq- 
cat s\q Strony, podejmuje wymagane dzlalania w celu zbadania 
przyczyn tego zdarzenia, jak röwniez informuje drugat Umawiaja^- 
c^ s\q Strony o wynikach i przekazuje jej protoköly niezbqdne dla 
ureguiowania spraw zwia|zanych ze szkoda^. 


a) w porcie zatadunku i wytadunku; 


Artikel 15 

(1) Für die Erfüllung und die Überwachung der Anwendung 
dieses Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet. Dem 
Gemischten Ausschuß gehören je drei bevollmächtigte Vertreter 
jeder Seite an, die vom Bundesminister für Verkehr der Bundes- 
republik Deutschland beziehungsweise vom Minister für Trans- 
port und Seewirtschaft der Republik Polen bestimmt werden. 

Von seiten der Bundesrepublik Deutschland werden dem 
Gemischten Ausschuß ein Vertreter des Bundesministers für Ver- 
kehr als Delegationsleiter sowie je ein vom Bundesminister für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland benannter Vertreter der 
Schiffahrtsunternehmen und der verladenden Wirtschaft ange- 
hören. 

Von seiten der Republik Polen werden dem Gemischten Aus- 
schuß ein Vertreter des Ministers für Transport und Seewirtschaft 
als Delegationsleiter sowie je ein vom Minister für Transport und 
Seewirtschaft der Republik Polen benannter Vertreter der Schiff- 
fahrtsunternehmen und der Gesamtheit der Absender angehören. 

Zur Prüfung einzelner Fragen kann jede Seite Sachverständige 
hinzuziehen, insbesondere Vertreter der für den Betrieb und die 
Unterhaltung der Wasserstraßen zuständigen Behörden. Der 
Gemischte Ausschuß erarbeitet und bestätigt auf seiner ersten 
Sitzung eine Geschäftsordnung für seine Tätigkeit. 


Artykut 15 

1 . W celu wykonywania i czuwania nad stosowaniem Umowy, 
tworzy sie Komisje Mieszan^. W sktad Komisji Mieszanej wchodzi 
po trzech upetnomocnionych pizedstawicieli kazdej ze Stron, 
ktörzy bqd^ wyznaczeni przez Ministra Transportu i Gospodarki 
Morskiej Rzeczypospolitej Polskiej i Federalnego Ministra Komu- 
nlkacji Republik! Federalnej Niemiec. 

Ze strony Republik! Federalnej Niemiec w sktad Komisji Miesza- 
nej wchodze^: przedstawiciel Federalnego Ministra Komunikacji, 
jako przewodnicz^cy delegacji, oraz po jednym przedstawicielu 
przedsie^biorstw zeglugowych i zafadawcöw, ktörzy zostan^ wy- 
znaczeni przez Federalnego Ministra Komunikacji Republik! 
Federalnej Niemiec. 

Ze strony Rzeczypospolitej Polskiej w sktad Komisji Mieszanej 
wchodz^: przedstawiciel Ministra Transportu i Gospodarki Mors- 
kiej, jako przewodnicz^cy delegacij, oraz po jednym pizedstawi- 
cielu pizedsie^biorstow zeglugowych i ogötu nadawcöw, ktörzy 
zostanq wyzanczeni przez Ministra Transportu i Gospodarki 
Morskiej Rzeczypospolitej Polskiej. 

Przy rozpatrywaniu poszczegölnych spraw kazda ze Stron moze 
powotywaö rzeczoznawcöw, w szczegölnoöci przedstawicleli 
wtadz wtaäciwych dla eksploatacji i utrzymania drög wodnych. 
Komisja Mieszana pracuje I przyjmie na pierwszym posiedzeniu 
regulamin swej dziatalnoöci. 
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(2) Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Aufgabe, 

a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

- quotenmäßige Beteiligung (Artikel 4 Absatz 2), 

- Festlegung von MindesWHöchstfrachten und der mit Ihnen 
zusammenhängenden Bedingungen (Artikel 3 Absatz 3), 

- Zulassung von Schiffen aus dritten Ländern zum Wechsel- 
verkehr (Artikel 3 Absatz 4), 

- Einsetzung von Arbeitsgruppen zur Regelung von Schiff- 
fahrtsangelegenheiten hinsichtlich der Grenzgewässer 
(Artikel 20 Absatz 1), 

- Anpassung dieses Abkommens an die Entwicklung des 
Binnenschiffsverkehrs und Lösung aller Fragen, die sich 
aus der Anwendung dieses Abkommens ergeben; 

b) Beratungen über Möglichkeiten der Festsetzung von Höchst- 
zahlen der Fahrten im Wechseiverkehr und im Transitverkehr 
durchzuführen; 

c) den Verkehr der Schiffe beider Seiten statistisch zu erfassen; 

d) die Einhaltung der nach Buchstabe a getroffenen Verein- 
barungen und die Anwendung der Artikel 9, 10 und 11 zu 
überwachen und 

e) die T ransportgüter auf die Schiffahrtsuntemehmen beider Sei- 
ten gemäß Artikel 3 Absatz 2 erforderlichenfalls aufzuteilen 
und die Ladungsaufteilung zu überwachen. 

(3) Mindesl-ZHöchstfrachten einschließlich der mit ihnen zusam- 
menhängenden Bedingungen, auf die sich der Gemischte Aus- 
schuß geeinigt hat, sind von diesem den zuständigen Behörden 
zur Genehmigung vorzulegen. Die zuständigen Behörden verein- 
baren die Inkraftsetzung dieser Beschlüsse des Gemischten Aus- 
schusses und teilen einander unverzüglich mit, wann sie nach 
dem innerstaatlichen Recht in Kraft treten. 

(4) Die auf der Grundlage der Vorschläge nach Absatz 2 
Buchstabe a und Absatz 3 vorgesehenen Vereinbarungen kom- 
men dadurch zustande, daß sich die zuständigen Behörden ihr 
Einverständnis mit den ihnen vom Gemischten Ausschuß unter- 
breiteten Vorschlägen gegenseitig Innerhalb von zwei Wochen 
mitteilen. 

(5) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht erzielt 
werden, treten auf Antrag einer Vertragspartei die Vertreter der 
zuständigen Behörden innerhalb von vier Wochen zur Konsulta- 
tion zusammen. 

Artikel 16 

Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Ausschuß 
auf sein Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, deren er zur 
Erfüllung seiner Aufgaben nach Artikel 15 bedarf. 

Artikel 17 

Sportfahrzeuge beider Vertragsparteien können die jeweiligen 
Wasserstraßen im Hoheitsgebiet beider Vertragsparteien unter 
Beachtung der jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
benutzen. 

Abschnitt ü 
Bestimmungen 

für die Schiffahrt auf den Grenzgewässem 

Artikel 18 

(1) Die Grenzgewässer sind: 

a) die Lausitzer Neisse von Guben bis zur Mündung in die Oder; 

b) die Oder von km 542,4 bis km 704,1; 

c) die Westoder von km 0,0 bis km 17,1; 


2. Komisja Mieszana ma w szczegölnosci nastqpuje^ce zadania: 

a) przedktadanie propozycji wfaäciwym wtadzom w zakresie: 

- ustalania Koäciowego udziafu w przewozach (artykuf 4 
ustqp 2), 

- ustalania minimalnych I maksymalnych stawek frachtowych 
z zwi£^anych z nimi warunköw (artykut 3 ustqp 3), 

- dopuszczania statköw z krajöw trzecich do przewozöw wza- 
jemnych (artykut 3 ustqp 4), 

- powotywania grup roboczych do spraw regulacji zeglugo- 
wych w zakresie wöd granicznych (artykut 20 ustqp 1 ), 

- dostosowywania niniejszej Umowy do rozwoju przewozöw 
zeglugq ärödlqdowq i rozstrzygania wszystkich spraw, ktöre 
wynlkaj^i ze stosowania niniejszej Umowy; 

b) omawianie mozliwoäci ustalenia maksymalnej iloäci rejsöw w 
przewozach wzajemnych I tranzytowych; 

c) prowadzenie statystyki przewozöw statkami obu Stron; 

d) czuwanie nad przestrzeganiem przyjqtych uzgogniert wymle- 
nionych w llterze a oraz stosowaniem artykutöw 9, 1 0 i 1 1 oraz 

e) w razie potrzeby, dokonywanie podziatu tadunköw przezna- 
czonych do przewozu miqdzy przedsiqbiorstwa zegiugowe 
obu Stron zgodnie z artykutem 3 ustqp 2 oraz czuwanie nad 
jego realizacjq. 

3. Uzgognione przez Komisjq Mieszanq minimalne i maksym- 
alne stawki frachtowe oraz zwis^ane z nimi warunki powinny byö 
przedtozone wtaöciwym wtadzom do zatwierdzenia. Wtaäciwe 
wtadze uzgadniajq wejäcie w zycie tych ustaleh Komisji Mieszane] 
i niezwtocznie zawiadamiajq slq wzajemnie o termlnie wejöcia w 
zycie stosownie do wewnqtrznych przepisöw prawnych. 

4. Uzgodnienia przewidziane na podstawie propozycji, o ktö- • 
rych mowa w ustepie 2 litera a i w ustqple 3 nastqpujq w drodze 
wzajemnego zawiadomienia siq wtaöciwych wtadz w ciqgu dwöch 
tygodni o Ich zgodzie na propozycje przedtozone przez Komisjq 
Mieszanq. 

5. W przypadku nieosiqgniqcia zgodnosci w Komisji Mieszanej, 
na wniosek jednej z Umawiajqcych siq Stron, przedstawiciele 
wtaäciwych wtadz spotykajq slq w ciqgu czterech tygodni w celu 
przeprowadzenia konsultacji. 

Artykut 16 

Na wniosek Komisji Mieszanej wtaäciwe wtadze bqdq przekazy- 
waty jej niezbqdne materiaty do wykonania zadah wynikajqcych z 
artykutu 15. 

Artykut 17 

Sportowe jednostki ptywajqce obu Umawiajqcych siq Stron 
mogqkorzystaö z drög wodnych na terytoriach obu Umawiajqcych 
siq Stron, pod warunkiem przestrzegania wewnqtrznych przepi- 
söw prawnych. 

Rozdziat 11 
Postanowienia 

o zegludze na wodach granicznych 

Artykut 18 

1 . Wody graniczne stanowiq: 

a) rzeka Nysa tuzycka od Gubina do ujäcia do rzeki Odry; 

b) rzeka Odra od km 542,4 do km 704,1; 

c) rzeka Odra Zachodnia od km 0,0 do km 17,1; 
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d) die Wasserstraße bei Aitwarp-Nowe Warpno (Stettiner Haff) 
von Hilfsgrenzzeichen Nr. 7 (Leuchtdalben) bis Hilfsgrenz- 
zeichen Nr. 9 (Leuchtboje). 

(2) Die Schiffahrt auf den Grenzgewässem erfolgt nach dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung der beiden Vertragsparteien. 
Das Befahren ist auf der gesamten nach den Verkehrsvorschriften 
zugelassenen Breite dieser Wasserstraßen gestattet. 

(3) Beide Vertragsparteien gewähren Schiffen einschließlich 
Sportfahrzeugen aus Drittstaaten, mit denen mindestens eine der 
Vertragsparteien entsprechende Binnenschiffahrtsvereinbarun- 
gen geschlossen hat, nach vorheriger Beratung im Gemischten 
Ausschuß das gleichberechtigte Befahren der Grenzgewässer. 


Artikel 19 

Schiffe einschließlich Sportfahrzeuge sowie die auf ihnen 
befindlichen Personen und Ladungen sind von der Grenz- und 
Zollabfertigung auf den in Artikel 18 Absatz 1 genannten Grenzge- 
wässem befreit, sofern und solange kein Landgang beim Anlegen 
der Schiffe der einen Seite am Ufer der anderen Vertragspartei 
stattfindet. 

Artikel 20 

(1) Zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs auf den Grenzgewässem werden die örtlich zuständigen 
Dienststellen beider Vertragsparteien eng Zusammenarbeiten und 
die erforderlichen Abstimmungen treffen, vor allem in folgenden 
Aufgabenbereichen: 

- Schiffssicherheit, Schiffahrtszeichenwesen, 

Verkehrssicherung, Erhaltung und Verbesserung des Fahr- 
wassers, Peilungen, 

- Wasserstands- und Hochwassermeldedienst, 

~ Maßnahmen bei Eisgefahr und Eis, 

- Maßnahmen nach Schiffsunfällen. 

Auf Antrag der zuständigen Behörde einer Vertragspartei werden 
auf Vorschlag des Gemischten Ausschusses im Bedarfsfall für 
besondere Aufgabenbereiche Arbeitsgruppen eingesetzt. 

(2) Die Vorschriften für den Schiffsverkehr auf den Grenz- 
gewässern sind nach gemeinsamer Abstimmung einheitlich zu 
erlassen. Die Inkraftsetzung oder Änderungen dieser Vorschriften 
haben zum jeweils gleichen Termin zu erfolgen. 

(3) Andere Bestimmungen, die auf die Schiffahrt auf den Grenz- 
gewässern einen Einfluß haben, sind vor der Inkraftsetzung der 
anderen Vertragspartei rechtzeitig mitzuteilen. 

Abschnitt III 
Schlußbestimmungen 

Artikel 21 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach dem Tag in Kraft, an dem die Vertragsparteien einander auf 
diplomatischem Weg schriftlich mitgeteilt haben, daß die inner- 
staatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkom- 
mens erfüllt sind. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs schriftlich 
durch Notifikation gekündigt werden. In diesem Fall tritt das 
Abkommen mit Ablauf dieses Kalenderjahrs außer Kraft. 

(4) Mit dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens treten 

“ das Abkommen vom 25. November 1971 zwischen der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik und der Regie- 
rung der Volksrepublik Polen über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Binnenschiffahrt, 


d) tor wodny kok) Nowego Warpna-Altwarp (Zaiew Szczecihski) 
od pomocniczego znaku granicznego nr 7 (dalba äwietlna) do 
pomocniczego znaku granicznego nr 9 (boja äwietlna). 

2. Zegiuga na wodach granicznych odbywa siq na zasadzie 
röwnych praw obu Umawiaj^cych s\q Stron. Ptywanie dozwolone 
jest na calej szerokoäci tych drög wcdnych dopuszczonej przepi- 
sami o ruchu. 

3. OWe Umawiajfi^ce si^ Strony przyznaj^ statkom, w tym takze 
sportowym jednostkom p^aj^cym, z pahstw trzecich, z ktörymi 
CO najmniej jedna ze stron Umowy zawarta odpowiednie porozu- 
mienia o zegludze ärödl^dowej, röwnorz^dne prawo pfywania na 
wodach granicznych, po uprzednim rozpatrzeniu przez Komisjq 
Mieszan^. 

Artykul 19 

Statki w tym takze sportowe jednostki ptywaj^pe oraz znajdu- 
j^ce siq na nich osoby i fadunkj zwolnione ss^ od odprawy granicz- 
nej i celnej na wodach granicznych okreäionych w artykute 18 
ustqp 1 , o ile nie nast£|pi zejäcie na l^d po prz\^ciu statku jednej 
Strony do brzegu drugiej Umawiaj^cej s\q Strony. 

Artykuf 20 

1. W celu zapewnienia bezpieczehstwa i ufatwienia ruchu na 
wodach granicznych, terytoriainie wtaäciwe jednostki obu Uma- 
wiaj^pych siq Stron bqd^ ze sob^ äciäle wspötpracowaty i dokony- 
waly niezbqdnych uzgodnieh, przede wszystkim w zakresie: 

“ bezpieczehstwa statköw, oznakowania zeglugowego, 

- bezpieczehstwa ruchu, utrzymania i poprawy sziaköw wod- 
nych, pomiaröw gtqbokoäd, 

- siuzb meldunkowych o stanie wöd i powodziach, 

- przedsiqwziqö przy zagrozeniu lodowym i zaiodzeniu, 

” przedsiqwzlqö zwi^anych z wypadkami dotycz^cymi statköw. 

Na wniosek wfaäciwych wfadz jednej Umawiaj^cej siq Strony, 
stosownie do propozycji Komisji Mieszanej bqd^tworzone w razie 
potrzeby grupy robocze dia poszczegölnych zadadah. 

2. Przepisy o ruchu statköw na wodach granicznych wydawane 
s^ jednoiicie po wzajemnym uzgodnieniu. Wejöcie w zycie iub 
zmiany tych przepisöw nastqpuj^ kazdorazowo w tym samym 
terminie. 

3. 0 innych przepisach, maj^cych wplyw na zeglugq na wodach 
granicznych, powinna byö zawiadomiona druga Umawiaj^ca slq 
Strona w odpowiednim czasie przed ich wejöciem w zycie. 

Rozdziat Hl 

Postanowienia kohcowe 

Artykuf 21 

1 . Umowa hiniejsza jest zawarta na czas nieokreölony. 

2. Umowa niniejsza wchodzi w zycie pienA/szego dnia trzeciego 
miesi^ca po dniu w ktörym Umawiaj^ce siq Strony zawiadomi^siq 
wzajemnie w drodze dyplomatycznej w formie pisemnej o spelnie- 
niu wewnqtrznych wymogöw dIa wejöcia Umowy w zycie. 

3. Umowa niniejsza moze byö wypowiedziana przez kazd^ 
Umawiaj^c^ s\q Stronq w terminie szeöciu miesiqcy przed koh- 
cem roku kalendarzowego w drodze pisemnej notyfikacji. W takim 
przypadku Umowa utrad moc z upf^em tego roku kalendarzo- 
wego. 

4. W dniu wejöcia w zycie niniejszej Umowy trac^ moc: 

- Umowa z dnia 25 llstopada 1971 roku miqdzy Rz^dem Polskiej 
Rzeczypospolitej Ludowej a Rz^em Niemieckiej Republik! 
Demokratycznej o wspöfpracy w dziedzinie zeglugi örödl^o- 
wej. 
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~ das Abkommen vom 15. Mai 1969 zwischen der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Regierung der 
Volksrepublik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Schiffahrt auf den Grenzgewässern mit allen dazugehöri- 
gen Protokollen und Vereinbarungen, 

- die Vereinbarung vom 5. Februar 1971 zwischen dem Bundes- 
minister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Minister für Schiffahrt der Volksrepublik Polen über den 
Binnenschiffsgüterverkehr 

außer Kraft. 


Geschehen zu Warschau am 8. November 1991 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


- Umowa z dnia 15 maja 1969 roku mi^dzy Rz^dem Polskiej 
Rzeczypospolitej Ludowej a Rzqdem Niemieckiej Republiki 
Demokratycznej o wspöfpracy w zakresie zeglugi na wodach 
granicznych, wraz ze wszystkimi nalez^cymi do niej proto- 
köfami i porozumieniami, 

- Porozumienie z dnia 5 lutego 1971 roku miqdzy Ministrem 
Zeglugi Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej a Federainym Mini- 
strem Komunikacji Republiki Federalnej Niemiec o przewozie 
tadunköw statkami zeglugi ärödl^dowej. 


UmowQ niniejszg^ sporze^dzono w Warszawie, dnia 8 listopada 
1991 roku w dwöch egzemplarzach, kazdy w j^zykach polskim i 
niemieckim przy czym oba teksty maj^ jednakowa^ moc. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Z upowaznienia Rzs^du Republiki Federalnej Niemiec 
G. Knackstedt 
W. Knittel 


Für die Regierung der Republik Polen 
Z upowaznienia Rzs^du Rzeczypospolitej Polskiej 
E. Waligörski 
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Protokoll 

Protoköt 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die Regie- 
rung der Republik Polen haben anläßlich der Unterzeichnung 
des Abkommens über die Binnenschiffahrt, das zum Ziel hat, 
die beiderseitigen Binnenschiffahrtsbeziehungen weiter zu ent- 
wickeln und zu verbessern, folgende Vereinbarungen getroffen, 
die als Bestandteile des Abkommens gelten: 

1. Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu gewähr- 
leisten, haben sich die Vertragsparteien geeinigt, von folgen- 
dem inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechte auszu- 
gehen: 

(1) Wechselverkehr: Beförderung von Personen und/oder 
Gütern mit einem Schiff einer der Seiten von dem Hoheitsge- 
biet der einen Vertragspartei in das Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei über ausschließlich solche Binnenwasserstra- 
ßen, welche die Hoheitsgebiete beider Vertragsparteien mit- 
einander verbinden. 

(2) Transitverkehr: Beförderung von Personen und/oder 
Gütern mit einem Schiff der einen Seite auf Binnenwasserstra- 
ßen durch das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, 
ohne daß dabei auf der Durchfahrt Personen zu- oder ausstei- 
gen, beziehungsweise ohne dabei Güter zu laden oder zu 
löschen. 

(3) Drittlandverkehr: Beförderung von Personen und/oder 
Gütern mit einem Schiff der einen Seite von einem dritten 
Land in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei oder 
umgekehrt. 

(4) Kabotage: Beförderung von Personen und/oder Gütern 
mit einem Schiff der einen Seite zwischen Lade- und Lösch- 
plätzen an Binnenwasserstraßen im Hoheitsgebiet der ande- 
ren Vertragspartei. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweiligen 
Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Herkunft und 
der Zielort des Beförderungsguts. 

2. Die Befahrensrechte entsprechend Artikel 2 beinhalten auch 
das Befahrensrecht für die zivile technische Flotte und Behör- 
denschiffe. 

3. Für solche Transitverkehrs, die auf den Hoheitsgebieten bei- 
der Vertragsparteien weder beginnen noch enden, wird auf 
Ersuchen einer Vertragspartei und auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Gemischten Ausschusses eine quotenmäßige 
Beteiligung der Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten verein- 
bart. 

4. Es besteht Einvernehmen darüber, daß das Recht nach Ar- 
tikel 4 auch den deutschen Schiffen für die Fahrt zwischen 
deutschen Häfen über polnische Wasserstraßen sowie den 
polnischen Schiffen für die Fahrt zwischen polnischen Häfen 
über deutsche Wasserstraßen zusteht (Durchfahrt). Die fried- 
liche Durchfahrt ist auch Schiffen der Vertragsparteien, die 
anderen als zivilen Zwecken dienen, nach vorheriger Abstim- 
mung gestattet. 

5. Es besteht Übereinstimmung darüber, daß bei Anwendung 
der Artikel 3 und 4 des Abkommens die zuständigen Behörden 
jeder Vertragspartei nach Beratung im Gemischten Ausschuß 
in Ausnahmefäilen aus technischen Gründen oder aus Grün- 
den der Schiffssicherheit für das Befahren ihrer Wasserstra- 
ßen im Wechselverkehr und im Transitverkehr Höchstzahlen 
der Fahrten festsetzen können. 


Rzqd Rzeczypospolitej Pdskiej i Rzqd Republik! Federalnej 
Niemiec przy okazji podpisania Umowy o zegludze ärödlqdowej, 
ktörej celem jest rozwöj i poprawa wzajemnych stosunköw w 
dziedzinie zeglugi ärödlqdowej, dokonafy nastqpujqcych uzgod- 
nieri, ktöre stanowiq integralnq czqäö tej Umowy: 


1 . prawa przewozowe: 

W celu zapewnienia jednolitego stosowania Umowy obie 
Umawiajqce siq Strony uzgodnily nastqpujqce rozumienie 
pojqö praw przewozowych: 

1) Przewozy wzajemne: Przewöz osöb i/lub ladunköw stat- 
kiem jednej ze Stron z terytorium jednej Umawiajqcej siq 
Strony, na terytorium drugiej Umawiajqpej siq Strony wylqcz- 
nie takimi ärödlqdowymi drogami wodnymi ktöre Iqczqterytor- 
ia obu Umawiajqcych siq Stron. 

2) Przewozy tranzytowe: Przewöz osöb i/lub ladunköw stat- 
kiem jednej Strony örödlqdowymi drogami wodnymi przez 
terytorium drugiej Umawiajqcej siq Strony, przy ktörym nie 
nastqpuje wsiadanie lub wysiadanie osöb w czasie przejazdu, 
albo zaiadowywanie i wyladowywanie ladunköw. 

3) Przewozy do krajöw trzecich: Przewöz osöb i/lub ladunköw 
statkiem jednej Strony z trzeciego kraju na terytorium drugiej 
Umawiajqcej siq Strony lub w kierunku odwrotnym. 

4) Kabotaz: Przewöz osöb i/lub ladunköw statkiem jednej 
Strony miqdzy portami zaiadunku i wyladunku przy örödlqdo- 
wych drogach wodnych na terytorium drugiej Umawiajqcej siq 
Strony. 

Dia oceny, ktöre z praw przewozowych jest wlaöciwe, przyj- 
muje siq jako miarodajne kryterium uslugq przewozowq 
wykonanq przez dany statek, a nie pochodzenie i miejsce 
przeznaczenia przewozonego ladunku. 

2. Prawa przeplywu stosownie do artykulu 2 obejmujq takze 
prawo przepli^u cywilnej floty technicznej i statköw nalezq- 
cych do wladz. 

3. Dia takich przewozöw tranzytowych, ktöre nie rozpoczynajq 
siq ani tez nie koriczq na terytoriach obu Umawlajqcych.siq 
Stron, na proöbq jednej Umawiajqpej slq Strony i na podstawie 
propoozycji Komisji Mieszanej, uzgadnia siq iioöciowy udzial 
przedsiqbiorstw zeglugowych obu Stron. 

4. Istnieje zgodnoöö co do tego, ze prawo okreölone w artykule 4 
przysiuguje röwniez polskim statkom w rejsach miqdzy pols- 
kimi portami przez niemieckie drogi wodne oraz niemieckim 
statkom w rejsach miqdzy niemieckim! portami przez polskie 
drogi wodne (przejazd) . Nieszkodliwy przeplyw dozwolony jest 
röwniez statkom Umawiajqcych slq Stron, sluzqcym innym 
celom niz cywilne, po uprzednim uzgodnieniu. 

5. Istnieje zgodnoöö co do tego, ze przy stosowaniu artykulöw 3 1 
4 Umowy wlaöciwe wladze kazdej Umawiajqcej siq Strony po 
rozpatrzeniu w Komisji Mieszanej w wyjqtkowych przypad- 
kach z przyczyn technicznych lub z przyczyn bezpieczehstwa 
zeglugi mogq ustaliö dia ptywania po ich drogach wodnych w 
przewozach wzajemnych i tranzytowych maksymalne ilosci 
rejsöw. 
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6. Zu Artikel 7: Die zuständigen deutschen Dienststellen werden 
die in der Republik Polen ausgestellten Dokumente, die sich 
auf das Schiff und die Besatzung beziehen (Atteste, Befähi- 
gungszeugnisse), bei der Umschreibung in einem angemeS’ 
senen Umfang berücksichtigen. 

7. Zu Artikel 17: Abweichend von Artikel 7 können Führer von 
deutschen Sportfahrzeugen von weniger als 15 m^ Wasser- 
verdrängung und Führer von polnischen Sportfahrzeugen von 
weniger als 15 m Länge mit dem in ihrem Staat erteilten 
Befähigungsnachweis die Wasserstraßen im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei befahren. 


Geschehen zu Warschau am 8. November 1991 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


6. Do artykutu 7: Wtäciwe niemieckie organa b^d^ uwzglqdnialy 
w stosownym zakresie dokumenty wystawione w Rzeczypos- 
politej Polskiej odnosz^ce siq do statku i zatogi (äwiadectwa 
zdolnoäci zeglugowej statku, äwiadectwa o uprawnieniach 
zeglarskich), przy ich przepisywaniu. 

7, Do artykutu 1 7: W odchyleniu od artykutu 7 ustqp 2 kierownicy 
polskich jednostek sportowych o dtugoäci mniejszej niz 1 5 m i 
kierownicy niemieckich jednostek sportowych o wypornoäci 
mniejszej niz 15 m® mogsi ptywaö po drogach wodnych na 
terytorium drugiego Partstwa na podstawie äwiadectw zdol- 
noäci zeglugowej wystawionych w ich Partstwie. 


Sporzädzono w Warszawie, dnia 8 listopada 1991 roku w 
dwöch egzemplarzach, kazdy w jqzykach polskim i niemieckim 
przy czym oba teksty maj^ jednakows^ moc. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Z upowaznienia Rzs^du Republik! Federalnej Niemiec 
G. Knackstedt 
W. Knittel 

Für die Regierung der Republik Polen 
Z upowaznienia Rz^du Rzeczypospolitej Polskiej 
E. Waligörski 
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Denkschrift zum Abkommen 


A. Allgemeines 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Regierung der Republik Polen 
über die Binnenschiffahrt ist am 8. November 1991 in 
Warschau unterzeichnet worden. 

Nach Maßgabe der gegenseitig eingeräumten Verkehrs- 
rechte gewähren beide Vertragspartner den Schiffen der 
jeweils anderen Seite das Befahren und Befördern auf 
ihren Binnenwasserstraßen. Diese Rechte gelten auch für 
die Binnenwasserstraßen, die die gemeinsamen Grenz- 
gewässer bilden. 

Die bisher mit Polen bestehende Ressort-Vereinbarung 
über den Binnenschiffsverkehr von 1971 wird mit diesem 
Abkommen ersetzt, wobei eine Besitzstandswahrung für 
die polnische Binnenschiffahrt erfolgte. 

Bereinigt wird das Rechtsverhältnis zwischen Deutschland 
und Polen weiterhin durch die gleichzeitige Aufhebung der 
Abkommen über die Binnenschiffahrt und über die Schiff- 
fahrt auf den Grenzgewässem von 1971 bzw. 1969, die 
zwischen der ehemaligen DDR und Polen geschlossen 
und nach Artikel 12 des Einigungsvertrages noch ange- 
wendet werden können. 

B. Zu den Elnzelbestimmungen 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel enthält die für die Anwendung des Abkom- 
mens erforderlichen Begriffsbestimmungen. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 bestimmt den Rahmen der eingeräumten Ver- 
kehrsrechte, und zwar des Transit-, Wechsel-, Drittland- 
und Kabotageverkehrs. In Nummer 1 des Protokolls wer- 
den die einzelnen Verkehrsrechte definiert. 

Absatz 2 erstreckt diese Verkehrsrechte auch auf schwim- 
mende Geräte und andere Wasserfahrzeuge, die nicht 
Schiffe entsprechend Artikel 1 sind. 

Zu Artikel 3 

Nach der allgemeinen Regelung des Wechselverkehrs im 
Absatz 1 ist die gegenseitige hälftige Beteiligung der Flot- 
ten beider Seiten im Absatz 2 vereinbart. 

Absatz 3 ermöglicht die Festsetzung von MindesWHöchst- 
frachten im Wechselverkehr, die bindend anzuwenden 
sind. 

Nach Artikel 4 des Vertragsgesetzes zu diesem Abkom- 
men kann ein Verstoß gegen die festgesetzten Frachtent- 
gelte als Ordnungswidrigkeit geahndet werden. 

Nach Absatz 4 wird das Einsetzen von Schiffen aus Dritt- 
staaten ermöglicht, um die Wirtschaftlichkeit und Flexibili- 
tät des Wechselverkehrs sicherzustellen, ohne daß dies 
Auswirkungen auf die Beteiligungsquote hat. 


gen Behörden auf Vorschlag des Gemischten Ausschus- 
ses eine Vereinbarung treffen, die eine quotenmäßige 
Beteiligung der Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten am 
Transitverkehr ermöglicht. Dies hat zwingend zu erfolgen, 
wenn die Schiffe einer Seite vom Güterverkehr ausge- 
schlossen werden. Auf Nummer 3 des Protokolls wird hin- 
gewiesen. 

Sonderregelungen sind im Protokoll Nummer 4 festgelegt, 
die den Besonderheiten des Verkehrs deutscher Schiffe 
und anderer Wasserfahrzeuge zwischen deutschen Häfen 
über polnische Wasserstraßen (Durchfahrt) Rechnung 
tragen. 

Außerdem sind für den Wechsel- oder Transitverkehr Mög- 
lichkeiten zur Beschränkung des Verkehrs aus techni- 
schen Gründen oder Gründen der Schiffssicherheit verein- 
bart. In diesem Zusammenhang wird auch auf Nummer 5 
des Protokolls hingewiesen. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt, daß Drittlandverkehr nur auf 
Grund einer besonderen Erlaubnis der zuständigen 
Behörde zulässig ist. Polnischen Schiffen wird die Erlaub- 
nis immer dann erteilt, wenn sie nach einer Transitfahrt 
durch die Bundesrepublik Deutschland auf dem direkten 
Rückweg aus dem Staat, in den die Transitfahrt geführt 
hatte und der Bundesrepublik Deutschland Güter beför- 
dern. Dieses Recht wurde der polnischen Seite aus Grün- 
den der Besitzstandswahrung gewährt. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel stellt sicher, daß die Beförderung innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland - sog. Kabotage - grund- 
sätzlich der deutschen Schiffahrt Vorbehalten bleibt. Aus- 
nahmen sind nur mit einer besonderen Erlaubnis der 
zuständigen Behörde gestattet. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1 stellt klar, daß für Schiffe, ihre Besatzung, ihre 
Fahrgäste und ihre Ladung beim Befahren der Binnen- 
wasserstraßen die jeweiligen innerstaatlichen Vorschriften 
Anwendung finden. 

Für die Schiffahrt auf den Binnenwasserstraßen - ausge- 
nommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen - wer- 
den nach Vorlage der in dem anderen Vertragsstaat aus- 
gestellten Urkunden und Bescheinigungen, die sich auf 
das Schiff, seine Besatzung und die Ladung beziehen, die 
bei uns allgemein erforderlichen Urkunden und Bescheini- 
gungen ausgestellt, sofern die von der anderen Seite 
ausgestellten Urkunden und Bescheinigungen unter 
Bedingungen erteilt worden sind, die den in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Vorschriften genügen. Für 
die Fahrt auf dem Rhein, der Mosel und auf den Seeschiff- 
fahrtsstraßen sind die hierfür besonderen Urkunden und 
Bescheinigungen erforderlich. 


Zu Artikel 4 Zu Artikel 8 

Absatz 1 regelt den Transitverkehr über die Binnenwasser- Dieser Artikel enthält besondere Vorschriften über die 
Straßen beider Selten. Nach Absatz 2 können die zuständi- Beförderung gefährlicher Güter. 
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Zu den Artikeln 9 und 10 

Diese Artikel beinhalten Gleichbehandlungsklauseln. 

Zu Artikel 11 

Absatz 1 regelt auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit das 
Recht, Agenturen zu errichten, deren Tätigkeit sich auf die 
Betreuung von Schiffen und Besatzungen zu beschränken 
hat, wobei bestehende Agenturen nicht berührt werden. 

Mit Absatz 2 wird eine kommerzielle Zusammenarbeit der 
Schiffahrtsuntemehmen beider Vertragsstaaten ermög- 
licht. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel sichert den Schiffahrtsunternehmen den 
freien Transfer von Einnahmen In das Gebiet ihrer Seite. 

Zu Artikel 13 

in den Absätzen 1 bis 4 werden Regelungen über die 
erforderlichen Reisedokumente getroffen. 

In Absatz 5 wird sichergestellt, daß eine Regelung über 
Einreise und Aufenthalt von Ausländem, die günstiger ist 
als die in dem Abkommen getroffene Regelung, Vorgehen 
soll. 

Zu Artikel 14 

Absatz 1 regelt die Liegerechte der Schiffe. In den Ab- 
sätzen 2 bis 4 werden die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten bei Havarien, Unfällen und schwerer Krankheit 
von an Bord befindlichen Personen festgelegt. 

Zu Artikel 15 

In Absatz 1 ist die Einsetzung eines Gemischten Aus- 
schusses geregelt, der die Einzelmaßnahmen bei der 
Abkommensausführung vorschlagen und diese über- 
wachen soll. Die Zusammensetzung des Gemischten Aus- 
schusses ist in den Unterabsätzen 2 und 3 des Absatzes 1 
festgelegt. 

Die detaillierte und vielfältige Aufgabenstellung an den 
Gemischten Ausschuß In Absatz 2 zeigt, daß dem 
Gemischten Ausschuß beim Vollzug des Abkommens eine 
zentrale Bedeutung zukommt. Er ist das Forum für die 
Behandlung aller mit der Durchführung des Verkehrs 
anfallenden Fragen sowohl technischer als auch wirt- 
schaftlicher Art. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten Verfahrensregelungen. 


Zu Artikel 16 

Dieser Artikel gewährleistet eine wirksame Aufgabenerfül- 
lung des Gemischten Ausschusses. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel enthält eine Sonderregelung für Sportfahr- 
zeuge. Sie dürfen die Wasserstraßen befahren und unter- 
liegen dabei den jeweiligen innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften. 

Ergänzend hierzu ist in Nummer? des Protokolls die 
gegenseitige Anerkennung der Befähigungsnachweise 
zum Führen von Sportfahrzeugen bis zu einer bestimmten 
Größe vereinbart. 

Zu Artikel 18 

In diesem Artikel ist die gleichberechtigte Ausübung der 
Schiffahrt auf den Grenzgewässem zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Polen einschließlich der Zulas- 
sung von Schiffen aus Drittländern auf diesen Gewässern 
geregelt. 

Zu Artikel 19 

Für das Befahren der Grenzgewässer ohne Landgang am 
anderen Ufer ist die grenz- und zollabfertigungsfreie 
Schiffahrt in diesem Artikel vereinbart. 

Zu Artikel 20 

Absatz 1 regelt die Zusammenarbeit der örtlichen Dienst- 
stellen zur Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf den Grenzgewässem. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten Verfahrensweisen für den 
Erlaß von Vorschriften für den Schiffsverkehr auf den 
Grenzgewässem. 

Zu Artikel 21 

Die Absätze 1 und 2 regeln, daß das Abkommen am ersten 
Tag des dritten Monats in Kraft tritt, an dem beide Seiten 
einander mitgeteilt haben, daß die innerstaatlichen Vor- 
aussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Danach soll 
das Abkommen auf unbestimmte Zeit in Kraft bleiben. 
Nach Absatz 3 kann das Abkommen mit einer Frist von 
sechs Monaten gekündigt werden. 

Absatz 4 bestimmt das Außerkrafttreten der Binnenschiff- 
fahrtsabkommen zwischen der ehemaligen DDR und 
Polen sowie der Vereinbarung der Bundesrepublik 
Deutschland mit Polen über den Binnenschiffsverkehr mit 
dem Inkrafttreten dieses Abkommens. 


17 






Druck: Bundesdruckerei Zweigbetrieb Bonn 227146 6.92 

Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 13 63, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51, Telefax (02 28) 36 12 75 

ISSN 0722’8333 


